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sitz hat, in diesem Falle also das Kreisgericht R. Dieses 
Verfahren hat somit zivilrechtlichen Charakter.

Das Kreisgericht R. wird im Wege der Vollstreckung 
die sich aus § 87 Abs. 1 ZPO ergebende Aufgabe wahrzu­
nehmen haben, das dem Verklagten übergeordnete wirt­
schaftsleitende Organ zu verpflichten, die Erfüllung des 
Anspruchs des Klägers aus den Mitteln des verklagten 
Betriebes zu veranlassen. ,

Aus den vorstehenden Gründen war der vom Kläger 
angefochtene Beschluß aufzuheben und auf Antrag des 
Klägers die Zuständigkeit des Kreisgerichts R. festzustellen.

Strafrecht
§8 63, 67, 74 RAGO.

Die Einlegung der Berufung gegen ein Strafurteil durch 
den Verteidiger wird gemäß § 67 Abs. 1 RAGO mit den 
Gebühren für die Tätigkeit des Verteidigers im Verfahren 
erster Instanz abgegolten. Für die Berufungsbegründung 
steht dem Verteidiger dagegen eine Gebühr für die Tätig­
keit im Verfahren zweiter Instanz zu, die gemäß § 74 
RAGO der Bedeutung, dem Umfang und der Schwierig­
keit der Strafsache im Einzelfall angemessen sein muß.

OG, Beschluß vom 8. Dezember 1978 — 5 OSR 1/78.

Als Wahlverteidiger der Angeklagten hat Rechtsanwalt E. 
gegen das Urteil des Bezirksgerichts Berufung eingelegt 
und diese später begründet. Das Oberste Gericht hat die 
Berufung gemäß §293 Abs. 3 StPO durch Beschluß als 
offensichtlich unbegründet verworfen.

Rechtsanwalt E. hat die Festsetzung folgender Gebüh­
ren beantragt:
Gebühr in Strafsachen erster Instanz 
vor dem Bezirksgericht 500 M
Gebühr in Strafsachen für die Berufung 300 M
Fahrtkosten, Abwesenheitsgeld, Porto usw. 91 M

891 M
Das Bezirksgericht hat die zu erstattenden Kosten auf 

589,99 M festgesetzt und ausgeführt, daß gemäß § 67 Abs. 1 
RAGO mit der Gebühr für Strafsachen in erster Instanz 
die gesamte Tätigkeit des Rechtsanwalts einschließlich der 
Einlegung der Berufung abgegolten sei. Deshalb sei ihm 
die beantragte Gebühr von 300 M für die Tätigkeit in 
zweiter Instanz nicht zu erstatten.

Die gegen den Festsetzungsbeschluß eingelegte Be­
schwerde hatte im Ergebnis Erfolg.

Aus der Begründung:
Der in der Beschwerde vorgetragenen Auffassung, daß 
auch die Einlegung der Berufung eine Gebühr für den 
zweiten Rechtszug rechtfertige, sofern das Rechtsmittel­
gericht — und sei es auch nur durch einen Verwerfungs­
beschluß — entschieden hat, kann nicht gefolgt werden. 
Vom Fall der Rücknahme abgesehen, hat über jedes 
Rechtsmittel — gleichviel ob es unzulässig, offensichtlich 
unbegründet oder begründet ist — das Gericht zweiter In­
stanz durch Urteil oder Beschluß zu entscheiden. Demzu­
folge würde, folgt man der Beschwerdebegründung, die Be­
rufungseinlegung — mit Ausnahme des Rücknahmefalls — 
stets die Ansetzung einer Gebühr für das Verfahren zwei­
ter Instanz rechtfertigen. Gerade das aber ist mit der Vor­
schrift des §67 Abs. 1 RAGO ausgeschlossen, mit der die 
Berufungseinlegung der Tätigkeit des Verteidigers in erster 
Instanz zugeordnet wird.

Das Bezirksgericht ist demzufolge zutreffend davon aus­
gegangen, daß gemäß § 67 Abs. 1 RAGO durch die in § 63 
RAGO festgelegten Gebührensätze für die erste Instanz 
die gesamte Tätigkeit des Rechtsanwalts — einschließlich 
der Einlegung der Berufung — abgegolten ist.

Die Einlegung der Berufung schließt aber nicht auch 
deren Begründung ein, gleichviel ob sie gleichzeitig mit 
der Berufungseinlegung oder gesondert innerhalb der mit

§ 288 Abs. 5 StPO eingeräumten Frist von einer Woche er­
folgt. Anders als die Einlegung der Berufung gehört deren 
Begründung zur Tätigkeit des Verteidigers im Verfahren 
zweiter Instanz. Hierfür steht ihm eine Gebühr zu, die 
gemäß § 74 RAGO der Bedeutung, dem Umfang und der 
Schwierigkeit der Strafsache im Einzelfall und unter Be­
rücksichtigung der Vermögens- und Einkommensverhält­
nisse des Zahlungspflichtigen angemessen sein muß. Die 
im Beschluß vom 4. November 1977 — 5 OSR 2/77 — ver­
tretene gegenteilige Rechtsauffassung des 5. Strafsenats des 
Obersten Gerichts wird aufgegeben.

Im vorliegenden Verfahren begründete der Verteidiger 
die Berufung mit einem ll/a Seiten umfassenden Schrift­
satz, in dem im wesentlichen die bereits im Verfahren 
erster Instanz vorgetragenen Verteidigungsargumente wie­
derholt wurden. Da es sich außerdem nicht um eine beson­
ders schwierige und umfangreiche Strafsache handelte, ist 
eine Gebühr in Höhe von 100 M für die von ihm geleistete 
Tätigkeit im Verfahren zweiter Instanz angemessen.

Der Beschluß des Bezirksgerichts war entsprechend ab­
zuändern.

§ 35 Abs. 3 StGB; § 344 Abs. 1 StPO.
Zur Anordnung des Vollzugs einer bei der Verurteilung 
auf Bewährung angedrohten Freiheitsstrafe bei erneuter 
Verurteilung wegen einer vorsätzlichen Straftat.
BG Leipzig, Urteil vom 22. Dezember 1978 — BSK 11/78.

Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten am 15. No­
vember 1978 zu 10 Monaten Freiheitsstrafe und ordnete 
gemäß § 35 Abs. 3 StGB i. V. m. § 344 Abs. 1 StPO die Voll­
streckung der angedrohten zehnmonatigen Freiheitsstrafe 
aus der Bewährungsverurteilung vom 31. August 1976 an.

Der zugunsten des Angeklagten eingelegte Kassations­
antrag des Direktors des Bezirksgerichts wendet sich ge­
gen die Anordnung der Vollstreckung der angedrohten 
Freiheitsstrafe aus dem Urteil vom 31. August 1976 und 
erstrebt wegen Verletzung des Gesetzes die Aufhebung 
der Vollstreckungsanordnung.

Der Kassationsantrag hatte Erfolg.
Aus der Begründung:
Die Entscheidung des Kreisgerichts, auf Grund der erneu­
ten Verurteilung des Angeklagten die Vollstreckung der 
angedrohten Freiheitsstrafe aus dem Urteil vom 31. August 
1976 anzuordnen, verletzt das Gesetz.

Nach § 344 Abs. 3 StPO ist der Vollzug der bei einer 
Verurteilung auf Bewährung angedrohten Freiheitsstrafe — 
auch nach Ablauf der Bewährungszeit — nur dann anzu­
ordnen, wenn wegen des Verdachts einer während der Be­
währungszeit begangenen Straftat auch bis zum Ablauf 
dieser Zeit ein Strafverfahren eingeleitet war. Diese Vor­
aussetzungen liegen hier nicht vor. Die Bewährungszeit 
aus der Verurteilung vom 31. August 1976 ist am 30. August 
1978 abgelaufen. Das Ermittlungsverfahren in der Straf­
sache, die der erneuten Verurteilung vom 15. November 
1978 zugrunde liegt, wurde aber erst am 4. September 1978 
eingeleitet.

Aus diesem Grunde war c(as Urteil des Kreisgerichts 
vom 15. November 1978 zugunsten des Angeklagten wegen 
Verletzung des Gesetzes abzuändern. Im Wege der Selbst­
entscheidung gemäß § 322 Abs. 1 Ziff. 4 StPO wurde in 
Übereinstimmung mit der Auffassung des Staatsanwalts 
die Anordnung der Vollstreckung der angedrohten Frei­
heitsstrafe aus der Bewährungsverurteilung vom 31. August 
1976 aufgehoben.

§§ 137,139 StGB.
Zu den Voraussetzungen der groben Mißachtung der per­
sönlichen Würde eines Menschen L S. des § 137 StGB und 
zur Abgrenzung zwischen Verfehlungen und Vergehen bei 
Beleidigung.

BG Erfurt, Urteil des Präsidiums vom 3. Oktober 1977 — 
BSK 4/77.


